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Die Vorgänge in Frankreich. 
Wie in der Dreyfus⸗Angelegenheit die frü⸗ 
heren franzöſiſchen Offiziere vom Schlage Henrys, 
Eſterhazys und Dupatys mit lauter Fälſchungen 
operirt haben, ſetzt auch die den ſchwer kompro⸗ 
mittirten Generalen des großen franzöſiſchen 
Generalſtabes nahe ſtehende Preſſe ihre Be⸗ 
mühungen fort, die öffentliche Meinung durch 
Lügen zu beeinfluſſen. Während feſtſteht, daß 
die deutſche Regierung niemals daran gedacht 
hat, die Reviſion des Dreyfus⸗Prozeſſes in irgend 
welcher Weiſe zu erſchweren, und daß die „Ent⸗ 
hüllungen“ über angebliche geheime Aktenſtücke 
nur einen Heiterkeitserfolg erzielen, niemals aber 
kriegeriſche Verwickelungen hervorrufen könnten, 
verſucht die Generalſtabspreſſe jetzt noch den 
Kaſſationshof in letzter Stunde mit ſolchen Phan⸗ 
taſtereien zu beeinfluſſen. So ſetzt das „Petit 
Journal“ ſeine angeblichen Enthüllungen über 
die Geſtändniſſe von Dreyfus fort. Es will den 
Schlüſſel zu dem Räthſel liefern, warum dieſe 
Geſtändniſſe bisher noch nicht ihren vollen Werth 
erlangt haben, und ſchreibt: Alle oberflächlichen 
Widerſprüche entſtammen der Verhehlung eines 
Wortes, das wir immer durch Punkte erſetzt 
haben. Doch darf es keinem Franzoſen unbe⸗ 
kannt bleiben, daß das Wort „Deutſchland“ und 
„Deutſche“, das von Dreyfus vor ſeinen Wäch⸗ 
tern geſprochen wurde, ein vollſtändiges Syſtem 
von Vorſichtsmaßregeln und Verleugnungen her⸗ 
vorrief, deſſen unſere Politik und unſere Stcher⸗ 
heit bedurften, das wir aber durch die Führer 
einer infamen Bewegung nicht ausbeuten laſſen 
dürfen. Im Jahre 1894 fehlte wenig, daß der 
Prozeß Dreyfus einen Krieg entfeſſelte (2). Nach 
einem Worte Melines hatte „der Blitz ſchon 
die Wolke zerriſſen“. Wilhelm II. machte 
daraus kein Hehl, daß ſeine Heere in Frank⸗ 
reich einrücken würden, wenn Deutſchland in 
einer Ausſage oder in einem amtlichen Texte 
des Dreyfus-Prozeſſes öffentlich genannt würde. (2) 
Wir waren von der uns bedrohenden Gefahr 
unterrichtet und verlangten laut, daß der Verrath 
unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit gerichtet 
würde. Wegen der neuen Gefahren, welche die 
unvorſichtigen Kundgebungen der Reviſioniſten 
heraufbeſchwören, ließen wir abermals unſern 
Mahnruf hören. Soll etwa der Dreyfus⸗Feldzug 
ſo aufhören, wie er hätte beginnen können, und 
den Thoren, welche den ſtrafbaren Aufwieglern 
folgen, die Augen öffnen. ... Die Partei der 
Gegner des Heeres iſt ſo keck, weil ſie ſich auf 
ſein Schweigen und ſeine Zurückhaltung in dem 
Augenblicke verläßt, wo man es unter der Wucht 
einer verlogenen Publizität zermalmt. Die 
einen verſchmähen es, zu antworten, die anderen 
wagen es nicht, und ſo pflanzt ſich der Irrthum 
zum Nachtheile des Landes, die Wahrheit ver⸗ 
höhnend, weiter. Wer unſere zwei Artikel über 
das Schuldbekenntniß von Dreyfus geleſen hat, 
muß unſere Ueberzeugung theilen. Die Ent⸗ 
rüſtun 
dale 5 die Lügner, die 
Schweigen aufgemuntert worden ſind.“ Das 
klingt wie eine Drohung und auch wie eine 
Aufreizung. Herr Judet verſpricht, den Schleier 
noch weiter zu lüften. Man erfährt denn auch 
ſchon von ihm, daß es allerdings wahr ſei, 
wenn geſagt wurde, der Hauptmann Lebrun⸗ 
Renault habe im Januar 1895 dem Miniſter⸗ 
präſidenten Dupuy und dem Präſidenten der 
Republik Caſimir Perier, die ihn zu ſich be⸗ 
ſchieden, nichts von den Geſtändniſſen des 
degradirten Offiziers zu ſagen gewußt. Die 
beiden Staatsmänner machten nämlich dem 
ſchwatzhaften Befehlshaber der republikaniſchen 
Garde wegen der Berichte, die er einer ganzen 
Reihe von Perſonen über die Mittheilungen von 
Dreyfus erſtattet hatte, ſolche Vorwürfe, daß er 
gar nicht zu Worte kam und nur darauf bedacht 
war, dem Sturme ſchleunigſt zu entrinnen und 
ſeinen Fehler durch Schweigen abzuſchwächen. 
— Es empfiehlt ſich jedenfalls, den Unſinn des 
Leiters des „Petit Journal“ niedriger zu hängen; 
in Deutſchland kann er eben nur Gelächter her⸗ 
vorrufen. t 
Ein Redakteur des „Temps“ begab ſich 
geſtern zum Grafen Louis Turenne, um ihn über 
die Wahrheit des Artikels, den der ſozialiſtiſche 
Abgeordnete Jaures in der „Petite Republique“ 
veröffentlicht, zu interviewen. Jaures hatte in 
dem Artikel behauptet, Graf Turenne habe in 
dem Augenblick, wo der Feldzug zur Reviſion 
des Dreyfus⸗Prozeſſes begann, mit dem deutſchen 
Botſchafter Grafen Münſter in einem Salon ein 
Geſpräch gehabt, in welchem Letzterer u. A. gejagt 
habe: „Ich höre, daß die Geheimakten einen 
Brief Kaiſer Wilhelms enthalten. Dieſer Brief 
iſt eine Fälſchung.“ Graf Turenne erklärte in 
dem geſtrigen Interview, die Darſtellung der 
„Petite Republique“ beruhe auf Wahrheit. Graf 
Münſter habe ihm thatſächlich ſ. It. mitgetheilt, 
daß der angebliche Brief Kaiſer Wilhelms eine 
Fälſchung ſei. Er, Turenne, habe ſich am 
darauffolgenden Tage zum Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen begeben und demſelben Mittheilung von 
dem Geſpräch gemacht. Der „Temps“ fügt 
hinzu, Graf Münſter habe nämlich nicht offiziell 
den Schritt unternehmen wollen, um die fran⸗ 
zöſiſche Regierung von der Unechtheit des Briefes 
zu benachrichtigen. Er habe den Grafen Turenne, 
einen alten franzöſiſchen Diplomaten, dazu benutzt, 
von dem er wußte, daß er Freunde im Aus⸗ 
wärtigen Amte habe, welche die Regierung von 
dieſer Mittheilung in Kenntniß jegen würden. 
Freycinet empfing geſtern Loe. eber die 
e der Geheimakten iſt ein Einperſtändniß 
geſichert. 0 
Vor dem Schwurgericht begann geſtern der 
Prozeß, den der frühere Suftigminijter Trarieux 
gegen die Mitarbeiterin der „Libre Parole“, 
Madame Gyp, wegen Verleumdung angeſtrengt 
hat. Labori vertritt die Intereſſen Trarieux', 
welcher eine Entſchädigung von 50 000 Franks 
verlangt. In dem Artikel wurde behauptet, 
Trarieux ſei zum 
wegen einer reichen Heirath. 
word 
Zu Weihnachten wird in Algier ein anti⸗ 
ſemitiſcher Putſch befürchtet. Die Vorſichtsmaß⸗ 
regeln ſind deshalb für die Feſttage noch ver⸗ 
ſchärft worden. 
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Uhr aus Plön in Potsdam ein und begaben ſich 
nach dem Stadtſchloß. Unter Vorſitz des 
Senators Achelis konſtituirte ſich geſtern in 
Bremen eine Zweigabtheilung der deutſchen 
Kolonialgeſellſchaft. Es traten 180 Mit⸗ 
glieder bei. — Der preußiſche Geh. Legations⸗ 
rath Dr. Robert Ferdinand Hepke, zuletzt 
vortragender Rath im Auswärtigen Amte, iſt 
im faſt vollendeten 79. Lebensjahre nach kurzem 
und ſchwerem Leiden geſtorben. — Der Kom⸗ 
merzienrath Guſtav Goetz in Leipzig iſt nach 
kurzer Krankheit geſtorben. Die nationalliberale 
Partei des Königreichs Sachſen hat in ihm eines 
ihrer älteſten, treueſten und thätigſten Mitglieder 
verloren. — Der Generalmajor z. D. Georg 
v. Manſard wird am 23. d. M. 80 Jahre 
alt. Noch zwei andere Generale werden in die⸗ 
ſem Monat 80 Jahre alt; am 27. der General⸗ 
major z. D. Rudolf v. Cramer und am 29. d. M. 
der Generallieutenant z. D. Siegmar Graf 
v. Dohna. — Die Stadtverordnetenverſammlung 
zu Liegnitz gewährte dem Berliner Bildhauer Boeſe 
für die künſtleriſche Ausführung des hieſigen Kaiſer 
Wilhelmdenkmals 3000 Mark Belohnung. — 
Wie kurz mitgetheilt, hat der Bürgermeiſter Wolff 
in Schneidemühl dem Mädchenſchuldirektor Ernſt, 
der als Abgeordneter in den Reichstag ge⸗ 
wählt iſt, mitgetheilt, daß der Magiſtrat die 
Koſten für die nothwendig gewordene Heran⸗ 
ziehung einer weiblichen Lehrkraft an der höheren 
Mädchen⸗ (Kaiſerin Auguſte Viktoria⸗) Schule 
während ſeiner Abweſenheit als Abgeordneter 
ihm zur Laſt legen und im Regreßwege von 
ihm einziehen werde. Bürgermeiſter Wolff gefiel 
ſich ſchon, wie das „Schneidemühler Tageblatt“ 
mittheilt, während des Wahlkampfes darin, der 
Wählerſchaft das Schreckgeſpenſt auszumalen, die 
Vertretung des Direktors Ernſt im Falle ſeiner 
Wahl werde der Stadt 4—5000 Mark jährlich 
koſten. In einem Aufruf an die „Wähler der 
Stadt Schneidemühl“ hatte Herr Wolff behauptet: 
„Es muß ein geeigneter Vertreter beſtellt werden, 
deſſen Beſoldung ſelbſtverſtändlich wieder von den 
Bürgern allein aufzubringen iſt.“ — Zur Leute⸗ 
noth im Oſten hat die oſtpreußiſche Provinzial⸗ 
verſammlung des Bundes der Landwirthe folgende 
Erklärung angenommen: „Die von dem Land⸗ 
wirthſchaftsminiſter am 20. April d. J. und von 
dem Vizepräſidenten des Staatsminiſteriums am 
29. April d. J. abgegebenen Erklärungen genügen 
nicht. Die Leutenoth hat ſich im Beſonderen 
in unſerer Provinz zu einer nicht nur den ge⸗ 
ordneten Betrieb der Landwirthſchaft ausſchließen⸗ 
den Gefahr, ſondern zu einem ſozialen Krebs⸗ 
ſchaden ausgewachſen, der dringend Abhülfe er⸗ 
heiſcht, wenn nicht die nationale und monarchiſche 
Grundlage unſeres Staatsweſens vollends er⸗ 
ſchüttert werden ſoll.“ Das einzige Mittel, der 
Leutenoth abzuhelfen, erblickt man in Oſtpreußen 
in der Einführung polniſcher Arbeiter oder in 
der Abänderung des Aushebungsſyſtems, das 
dem Lande jährlich 12 000 Rekruten entzieht, von 
denen die meiſten nicht in die Heimath zurück⸗ 
ehren. r e Landwirthſchaftsrath 
nach der „Frankf. Ztg.“ in die Vorbereitung für 
die Errichtung einer eigenen landwirthſchaft⸗ 
lichen Arbeitsnachweisſtelle für das Groß⸗ 
herzogthum Heſſen eingetreten. Die Stelle ſoll 
ſich vor Allem mit der Vermittelung des Bezugs 
aller Arten von landwirthſchaftlichem Arbeits⸗ 
und Dienſtperſonal aus dem In- und Auslande, 
jowie mit der Beſchaffung von Sommerarbeitern 
von auswärts befaſſen. 


5 Deutſchland. 


Berlin, 22. Dezember. In der Lippiſchen 
Angelegenheit wird, wie die „Nat.⸗lib. Korr.“ 
Zan die Entſcheidung des Bundesrathes Anfang 
Januar getroffen werden. In der Kompetenz⸗ 
frage ſtehe ſchon jetzt feſt, daß ſich der Bundes⸗ 
rath faſt einſtimmig für die Zuſtändigkeit aus⸗ 
ſprechen wird, die ihm Art. 76 Abſ. 1 der Ver⸗ 
faſſung zuweiſt, wonach der Bundesrath zuſtändig 


iſt, bei Streitigkeiten nicht privatrechtlicher Natur 


zwiſchen zwei Bundesſtaaten, auf Anrufung die 
Erledigung ſolcher Streitigkeiten herbeizuführen. 
Die letzten Berathungen darüber im Bundes⸗ 
rath waren, wie der „Nat.⸗lib. Korr.“ beſtätigt 
wird, durch ein Gutachten hervorgerufen worden. 


— In das bekanntlich am 16. Januar 1899 
zuſammentretende preußiſche Abgeordnetenhaus 
werden bei Beginn der erſten Tagung der 19. 
Legislaturperiode nach den bisherigen Feſtſtel⸗ 
lungen die Fraktionen in folgender Stärke ein⸗ 
treten: Konſervative 143, Zentrum 100, Natio⸗ 
nalliberale 72, Freikonſervative 58, freiſinnige 
Volkspartei 24, Polen 13, freiſinnige Vereinigung 
11 Mitglieder. Als zu keiner Partei gehörig 
wollen 11 Mitglieder angeſehen werden. Von 
den beiden nach den Neuwahlen durch den Tod 
der Gewählten wieder erledigten Mandaten iſt 
das eine (7. Lüneburg) dem Geh. Ober⸗Regie⸗ 
rungsrath im Miniftertum der öffentlichen Ar⸗ 
beiten Schweckendieck (nat.⸗lib.) bei der Erſatzwahl 
zugefallen; demnach iſt nur noch ein Mandat er⸗ 
ledigt geblieben. 


— Die Vorlegung eines Vereinsgeſetzes im 
Landtage ſteht in weiter Ferne. Nach der „Poſt“ 
iſt es „innerlich wahrſcheinlich“, daß erſt im 
kommenden Monat das Miniſterium über die 
Angelegenheit beſchließen werde. — Der „Hamb. 
Korr.“ ſchreibt zu der Vereinsgeſetz⸗Frage: „An 
der Nachricht, daß dem preußiſchen Landtage in 
der nächſten Seſſion eine neue Auflage der lex 
Recke vorgelegt werden ſolle, iſt vor der Hand 
wohl nur das richtig, daß die Regierung eine 
Beſeitigung des Koalitionsverbots politiſcher Ver⸗ 
eine durch Reichsgeſetz mit Beſtimmtheit ablehnt, 
unter Berufung darauf, daß der Reichskanzler 
die Beſeitigung der betreffenden Beſtimmung des 
preußiſchen Vereinsgeſetzes auf dem Wege der 
Landesgeſetzgebung zugeſagt hat. Daß der Reichs⸗ 
kanzler der Anſicht iſt, ſeine Zuſage durch die 
orlegung der lex Recke erfüllt zu haben, trifft, 
wie es ſcheint, nicht zu. Ob freilich eine neue 

orlage an den preußiſchen Landtag jetzt nach den 
Neuwahlen beſſere Ausſicht hätte, als vor zwei 
Jahren, iſt ſehr zweifelhaft.“ 


„ Die Uebergabe des neuen eie 
gebäudes des Abgeordnetenhauſes in der Prinz⸗ 
Albrechtſtreaße von Seiten der Bauverwaltung an 
die Hausverwaltung des Abgeordnetenhauſes iſt 
auf den 31. Dezember feſtgeſetzt. Es iſt dem⸗ 
gemäß angeordnet worden, daß ſämtliche Liefe⸗ 
ranten und Handwerker ihre Arbeiten bis zum 
29. Dezember fertig zu ſtellen haben. 


Abend⸗Ausgabe. 


— Der ſeit längerer Zeit unbeſetzte Poſten 
des Präſidenten der Oberrechnungskammer iſt 
nunmehr dem bisherigen Oberpräſidenten von 
Heſſen⸗Naſſau, Magdeburg übertragen worden; 
an ſeine Stelle iſt zum Oberpräſidenten von 
Heſſen⸗Naſſau der frühere Kultusminiſter Graf 
Zedlitz⸗Trützſchler ernannt. Graf Zedlitz wird 
bereits heute in ſeiner neuen Eigenſchaft vom 
Kaiſer empfangen werden. Er befand ſich be⸗ 
kanntlich ſeit der Kataſtrophe feines Volksſchul⸗ 
geſetzes im Jahre 1892 im Ruheſtande; ehe er 
das Kultusminiſterium, ein Jahr vorher, über⸗ 
nommen hatte, war er aus dem Selbſtverwal⸗ 
tungsdienſt hervorgegangen, Präſident einer 
ſchleſiſchen Bezirksregierung und dann Oberpräſident 
von Poſen geweſen. In dieſen Stellungen hatte 
Graf Zedlitz ſich größere Anerkennung erworben, 
als ſpäter an der Spitze des Kultusminiſterinms. 
— Der nunmehrige Präſident der Oberrechnungs⸗ 
kammer, Magdeburg, war in Kaſſel, nachdem er 
bis dahin Unterſtaatsſekretär geweſen, der Nach⸗ 
folger des Grafen Eulenburg geworden, als 
dieſer nach dem Scheitern des Zedlitzſchen Ent⸗ 
wurfes und dem hierdurch veranlaßten Rücktritt 
des Grafen Caprivi vom preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidium zum Miniſterpräſidenten ernannt wurde. 
Das Präſidium der Oberrechnungskammer iſt 
einer der begehrteſten Poſten des preußiſchen 
Staatsdienſtes. 


— Die „Berliner Korreſp.“ ſchreibt: Die 
von der Regierung verfügte Einleitung des Dis⸗ 
ziplinarverfahrens gegen den ordentlichen Pro⸗ 
feſſor an der hieſigen Univerſität Dr. Hans Del⸗ 
brück iſt in einem großen Theil der Preſſe auf 
lebhaften Widerſpruch geſtoßen. Die meiſten 
Blätter ſtimmen darin überein, dieſe Maßnahme 
zu mißbilligen. Die Regierung wird ſich durch 
dieſen Widerſpruch um ſo weniger beirren laſſen, 
als derſelbe im Weſentlichen auf einer Verken⸗ 
nung der Sach⸗ und Rechtslage beruht. Das 
eingeleitete Disziplinarverſahren hat durchaus 
nicht den Zweck, einer ſachlich gehaltenen, wenn 
auch noch ſo unrichtigen Beurtheilung von Re⸗ 
gierungsverfügungen entgegenzutreten. Es han⸗ 
delt ſich vielmehr um die Frage, ob ein könig⸗ 
licher Staatsbeamter und noch dazu ein höherer 
Beamter, der den anderen mit gutem Beiſpiel 
vorangehen müßte, nicht mit den Pflichten ſeiner 
Stellung (8 2 Nr. 1 des Disziplinargeſetzes vom 
21. Juli 1852) in Widerſpruch geräth, wenn er 
über Regierungsverfügungen in ſo maßloſer, ja 
unerhörter Weiſe ſich ausläßt, wie dies in den 
Preußiſchen Jahrbüchern geſchehen iſt. Dieſe 
Frage vor den geſetzlich geordneten Inſtanzen 
zum Austrage zu bringen, erſcheint um ſo mehr 
geboten, als es in den weiteſten Kreiſen unſeres 
bewährten Beamtenthums Befremden erregen 
würde und zu einer Schädigung der Staats⸗ 
autorität führen könnte, wenn die Regierung 
über einen ſolchen Vorgang ſchweigend hinweg⸗ 
gehen und vielmehr nicht auf disziplinariſche 
Ahndung mit Entſchiedenheit hinwirken wollte. 


— In der würtembergiſchen Kammer der 
Abgeordneten ſtimmten bei der Abſtimmung über 
die Verfaſſungs⸗Reform 48 Abgeordnete für und 
38 dagegen. Es iſt ſomit nicht die erforderliche 
Zweidrittelmajorität erreicht und deshalb die 
Reform geſcheitert. Für die Reform ſtimmten 
die Volkspartei, die deutſche Partei und der 
Kanzler der Univerſität, gegen dieſelbe das Zen⸗ 
trum, die wine und die Prälaten. Das 
Zentrum motivirte ſeine Abſtimmung mit dem 
Hinweis darauf, daß die Reform doch in der 
erſten Kammer geſcheitert wäre, weil dieſer kein 
erweitertes Budgetrecht gewährt ſei und weil die 
Mehrheit der Abgeordneten für die Katholiken 
kein Entgegenkommen gezeigt habe. 


— Es wird beſonderer Sorgfalt bedürfen, 
wenn die Verhandlungen über eine handelspoli⸗ 
tiſche Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und 
Amerika, die jetzt nach Abſchluß des Friedens 
mit Spanien aufs neue in Waſhington aufge⸗ 
nommen ſind und für die unſer Botſchafter mit 
neuen Anweiſungen verſehen iſt, von Erfolg ſein 
ſollen. Aber man wird ſich auch durch Schwie⸗ 
rigkeiten nicht zurückſchrecken laſſen dürfen, wenn 
man ſich vergegenwärtigt, was bei einem etwaigen 
erfolgloſen Ausgang der Verhandlungen auf dem 
Spiele ſteht. Unſere Zuckerausfuhr nach Nord⸗ 
amerika hat im vorigen Jahre aus früher bereits 
erwähnten Gründen hinter der der vorangehenden 
Jahre weit zurückgeſtanden. Immerhin hat ſie 
aber doch noch einen Werth von 67,3 Millionen 
gehabt. An Wein führten wir für 4½ Mil⸗ 
lionen Mark nach Amerika aus, und der Werth 
unſerer Ausfuhr an Waaren der Textil⸗ und 
Konfektiousbranche belief ſich auf 110 Millionen 
Mark. Einen Markt von einer ſolchen Abſatz⸗ 
fähigkeit können wir nicht ohne Weiteres preis⸗ 
geben. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, die wir für unſere hei⸗ 
miſche Fleiſchproduktion treffen, ſich auch auf die 
amerikaniſchen Fleiſchprodukte beziehen müſſen, 
und ſo weit wir hören, würde man dagegen von 
amerikaniſcher Seite nichts einwenden und auch 
nicht zu Gegenmaßregeln greifen. Nur chikanöſe 
Beſtimmungen müſſen vermieden werden, die den 
Anſchein erwecken könnten, als ob durch die 
Fleiſchſchau auf Umwegen ein Einfuhrverbot er⸗ 
zielt werden ſolle. 


— Nach den Grundſätzen des deutſchen 
Armenrechts ſind die Ortsarmenverbände ver⸗ 
pflichtet, die ihrer vorläufigen Fürſorge anheim⸗ 
fallenden Perſonen armenärztlich ohne beſondere 
Vergütung behandeln zu laſſen. Die meiſten 
Armenverbände haben mit den feſtbeſoldeten 
Armenärzten vertragsmäßige Verabredungen 
getroffen, wonach die Armenärzte nur zur Be⸗ 
handlung der ortsangehörigen Armen verpflichtet 
ſind. Die Rechtſprechung hat derartige Verab⸗ 
redungen als eine Umgehung des Geſetzes be⸗ 
zeichnet und die Aerzte mit ihren Forderungen 
abgewieſen. Eine Härte iſt beſonders darin zu 
finden, daß die Armenärzte, die für große Ge⸗ 
ſamtverbände fungiren, oft ſtundenwejt vom 
Wohnort nach entfernt gelegenen Orten ſich be⸗ 
geben müſſen, um nichtortsangehörige Kranke zu 
behandeln, ohne daß ſie eine andere Vergütung 
als das meiſt knapp bemeſſene Fixum erhalten. 
Liegt ein komplizirter Fall vor, dann muß ein 
Kollege zugezogen werden, der allerdings An⸗ 
ſpruch auf Honorirung hat und, wie wir einem 
Spezialfalle entnehmen, für die Konſultation ein 
höheres Honorar bekommen kann, als das 
Fixum des erſtverpflichteten Kollegen für das 
ganze Jahr beträgt. Da eine Aenderung ſim 
Wege der Geſetzgebung in abſehbarer Zeit nicht 
zn erwarten iſt, fo können die Armenärzte die 
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Donnerſtag, 22. Dezember 1898. 


Annahme von Anzeigen Kohlmarkt 10 und Kirchplatz 3. 


II et el ung + he in Deutſchland: In allen größeren Städten 
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in Rede ſtehenden Nachtheile nur dadurch be⸗ 
ſeitigen, daß fie. auf jedes Fixum verzichten und 
ſich für jeden bezahlen laſſen, 
oder ſie nehmen ein Fixum an und verpflichten 
die vertragſchließende Gemeinde, die Behandlung 
nichtortsangehöriger Kranken aus eigenen Mitteln 
zu honoriven, 


— Der Förderung des deutſchen Schul⸗ 
weſens im Auslande nimmt ſich das Reich mit 
wachſendem Intereſſe an. Schon im laufenden 
Jahre wurde der für den gedachten Zweck im 

tat des auswärtigen Amts ausgeworfene Fonds 
um 40000 Mark auf 150 000 Mark erhöht. 
Im nächſtjährigen Etat wird dieſe Summe auf 
300 000 Mark erhöht. Bisher haben zahlreiche 
hülfsbedürftige deutſche Schulgemeinden im Aus⸗ 
lande ſtatt der zu ihrer Fortentwicklung benöthig⸗ 
ten dauernden Beihülfen nur einmalige Zuwen⸗ 
dungen erhalten können; in anderen Fällen 
mußten begründete Anträge auf Erhöhung der 
bisherigen Zuſchüſſe zurückgeſtellt werden. Die 
Unzulänglichkeit der Mittel, welche ein Abwägen 
der einlaufenden Anträge gegeneinander und 
damit die Häufung der Anträge mit ſich brachte, 
verhinderte nicht ſelten eine ſchnelle Hülfeleiſtung 
dort, wo ſie am Platze geweſen wäre. Mit der 
jetzt beantragten ſtarken Vermehrung des Fonds 
wird hoffentlich den dringendſten Bedürfniſſen 
Rechnung getragen werden können, unbeſchadet 
des Grundſatzes, daß die Sorge für eine aus⸗ 
reichende Geldbeſchaffung in erſter Linie den Schul⸗ 
gemeinden ſelbſt obliegt und daß auch der 
erhöhte Fonds nur dazu verwandt werden kann, 
in beſonderen Fällen, in welchen namentlich die 
Erhaltung und Förderung des Deutſchthums im 
Allgemeinen ein beſonderes Intereſſe beanſprucht, 
Beihülfen zu gewähren. 


— Die Paritätsforderungen der Katholiken 
werden in folgender lächerlicher Weiſe auch auf 
Kreta ausgedehnt. Die „Germania“ läßt ſich 
von dort ſchreiben: „Eine charakteriſtiſche 
Einzelheit des Zeremoniells für den bevorſtehen⸗ 
den Empfang des neuen kretiſchen Ober⸗ 
kommiſſars Prinzen Georg von Griechenland 
wird die Leſer Ihres geſchätzten Blattes intereſſiren 
und verdient, auch in anderen Kreiſen Beachtung 
zu finden. Der griechiſche Prinz wird ſich näm⸗ 
lich auch die Geiſtlichkeit Kretas vorſtellen laſſen, 
und zwar an erſter Stelle den griechiſch-orthodoxen 
Klerus, au zweiter die muſelmänniſchen Geiſt⸗ 
lichen, endlich an dritter Stelle auch die katholi⸗ 
ſchen. Dieſe auffällige Zurückſetzung der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche giebt einen deutlichen Finger⸗ 
zeig für die Richtung der franko⸗ruſſiſchen Ten⸗ 
denzen, nach welchen Kreta regiert werden ſoll. 
Zugleich iſt ſie wieder ein nettes Pröbchen von 
der Ausübung des franzöſiſchen Protektorats 
über die katholiſchen Chriſten im Orient.“ Die 
Entrüſtung über das franzöſiſche Protektorat 
darf wohl hier auf ſich beruhen; Kreta hat 
nämlich im Ganzen etwa 250 katholiſche Ein⸗ 
wohner. 


— Anläßlich der kürzlich wieder in der 
Preſſe berührten Frage nach dem künftigen 


9.14 herborzuholen, dieſe prächtige konſtitutionell 
Einrichtung, die es dem konſtitutionellen Miniſter 
ſo ſpielend leicht macht, abſolutiſtiſch zu regieren. 
Schmunzelnd und ſelbſtzufrieden. Denn wie 
geſagt, er hat, was er wollte. Er hat das Un⸗ 
mögliche möglich gemacht, mit dieſem aus den 
widerſtrebendſten Elementen zuſammengeſetzten 
Reichsrathe bis Weihnachten hinzuwurſteln und 
ſogar einige kleine Geſchenke für den Weihnachts⸗ 
tiſch der öſterreichiſchen Völker von ihm zu er⸗ 
langen. Er hat das Lokalbahngeſetz bewilligt 
erhalten und er hat endlich auch — geſtern — 
das Staatsdienergeſetz, das tauſenden von küm⸗ 
merlich beſoldeten Dienern ſtaatlicher Anſtalten 
eine kleine Aufbeſſerung in Ausſicht ſtellt, unter 
Dach und Fach gebracht. Ja, noch mehr; er 
hat den Ausgleichsausſchuß die Berathung 
wenigſtens des Zoll⸗ und Handels bündniſſes mit 
Ungarn zu Ende führen ſehen, und das iſt für 
ihn außerordentlich wichtig. Hat doch der Aus⸗ 
gleichsausſchuß die ganze Vorlage faſt ohne jede 
Aenderung in der von ihm gewünſchten Form 
angenommen. Und der Ausgleichsausſchuß iſt 
für ihn der Vertreter des Abgeordnetenhauſes; 
alſo darf er ſich für berechtigt halten, auch die 
Annahme des Zoll und Handelsbündniſſes 
im Abgeordnetenhauſe wenigſtens hypothetiſch 
feſtzuſtellen. 

„Gegenüber neuerdings wieder aufgetretenen 
Gerüchten von einem brvorſtehenden Rücktritt des 
öſterreichiſchen Miniſter⸗Präſidenten Grafen Thun 
meldet die „Köln. Ztg.“, Thun ſcheine vielmehr 
trotz aller parlamentariſchen Schlappen, deren 
Folgen ſelbſt in den Beziehungen Oeſterreichs zum 
befreundeten Deutſchland ſich zeigten, feſter denn 
je im Sattel zu ſitzen. Das ſei in mehrfacher 
Hinſicht nicht erbaulich, die Anweſenheit Thuns 
an der Spitze der öſterreichiſchen Regierung bilde 
je länger, je mehr eine Gefahr für die auswär⸗ 
tigen Beziehungen des Landes. Ob es Oeſterreich 
erwünſcht ſein könne, eine Aenderung in dieſen 
Beziehungen eintreten zu laſſen, ſei eine Frage, 
die nicht nur die Deutſch⸗Oeſterreicher, ſondern 
auch der beſonnene Theil der ſlaviſchen Oeſter⸗ 
reicher, vor allem aber Ungarn in verneinendem 
Sinne beantworten würden. 

In der vorgeſtrigen letzten Sitzung des öſter⸗ 
reichiſchen Abgeordnetenhauſes vor den Ferien 
wurde durch eine Interpellation des Grafen 
Stürght ein Vorfall bekannt, der auf der Linken 
allgemeine Entrüſtung hervorrief. Das Bezirks⸗ 
gericht in Littau überſandte dem Abgeordneten 
Ritter von Terſch eine amtliche Zuſtellung mit 
der czechiſchen Schreibart Ters. Als ſich Terſch 
über die Czechiſirung ſeines deutſchen Namens 
beſchwerte, verurtheilte ihn das Bezirksgericht 
wegen angeblicher Beleidigung des Amtes zu 
10 Gulden Ordnungsſtrafe. 

Troppau, 21. Dezember. An das hieſige 
Landgerichtspräſidium iſt eine Verordnung des 
Juſtizminiſteriums gelangt, wodurch die Zwei⸗ 
ſprachigkeit bezw. Dreiſprachigkeit der ſchleſiſchen 
Gerichte normirt wird. Damit iſt die Sprachen⸗ 
verordnung ihrem Weſen nach auch in Schleſien 
eingeführt. 
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erhält die „Köln. Zig.“ von einem „Kenner Paris, 21. Dezember ö 

1 3 ER, „ ; mber. Die Kammer 
biefes Sanbitriche” folgende Juſchrit: „An beendete heute die Berathung. Es wurde zu⸗ 
Ort und Stelle iſt nichts davon bekannt, daß g 


nächſt die Beſtimmung angenommen, daß der 
Minimalſatz für den Hektoliter Wein bis zu 
einem Alkoholgehalt von 12 Grad auf 12 
Franks feſtgeſetzt wird. Ein Zuſatzantrag Piou, 
der die Einfuhr aller fremden Weine in Frank⸗ 
reich verhindern will, welche nicht auf den 
Behältern eine unauslöſchliche Bezeichnung des 
Urſprungslandes enthalten, wurde mit 295 
gegen 207 Stimmen angenommen und ſchließlich 
die Vorlage im Ganzen mit 477 gegen 55 Stimmen 
genehmigt. 


Neutral⸗Moresnet an Belgien fallen, 
Preußen dafür einen Theil des Hertogenwaldes 
bei Eupen erhalten ſollte. Es wäre vom deutſchen 
Standpunkte aus auch ſehr zu bedauern, wenn 
Preußen ſeinen Rechten auf Neutral⸗Moresnet 
entſagte, und es giebt in dem ſtrittigen Gebiete 
Leute genug, die dieſe Anſicht theilen und die 
zugleich im eigenen Intereſſe eine Preisgabe an 
Belgien ſehr beklagen würden. Es heißt in den 
irrigen Zeitungsnachrichten, daß eine ſolche Re⸗ 
gelung den Wünſchen der Neutralen entſprechen 
würde, und es wird an eine Volksverſammlung 
mit darauf folgender Petition an den König der 
Belgier erinnert, die ſich für den Anſchluß an 
Belgien ausſprachen. Wie ſolche Volksverſamm⸗ 
lungen und Petitionen oft in Seene geſetzt 
werden, weiß man, zumal wenn einflußreiche 
Perſönlichkeiten dahinterſtehen, die aus perſön⸗ 
ſönlichen und anderen Gründen für ihr Leben 
gern lieber auf belgiſchem, als auf deutſchem Ge⸗ 
biete wohnen möchten. Trotz dieſer Petition 
giebt es in Neutral⸗Moresnet Lente genug, die 
garnicht für Belgien ſchwärmen, und der größte 
Theil der etwa 3400 Seelen betragenden Be⸗ 
völkerung würde ebenſo willig eine entgegen⸗ 
geſetzte Petition unterſchrieben haben, wenn man 
ihnen ihre wahren Intereſſen plauſibel gemacht 
hätte. Denn man denke ſich die Neutralen bei 
Leibe nicht als Preußenfreſſer, wie ſo viele 
Luxemburger! Ein ſehr großer Prozentſatz ſind 
ja eingewanderte Deutſche, und deutſch ſprechen 
ſie alle. Soll denn wiederum ein Stück vom 
deutſchen Bruderſtamm abgeſplittert und ein 
Wald von Bäumen dafür eingetauſcht werden? 
Aus Gefälligkeit gegen etliche Französlinge?“ 
Hoffentlich beſinnt man ſich noch rechtzeitig, daß 
es nicht nur in Braſilien, ſondern auch dahinten 
bei Aachen Deutſchlands Pflicht iſt, einzutreten 
für deutſche Sprache und deutſches Weſen und 
ein Gebiet feſtzuhalten, das jetzt noch durch 
mancherlei Beziehungen mit Deutſchland ver⸗ 
bunden iſt, das aber durch Preisgabe an Belgien 
der Franzöſirung zum Opfer fiele, ein Loos, das 
auch den übrigen deutſchredenden Gemeinden 
ae auf die Dauer kaum erſpart bleiben 
wird. 


Italien. 


Rom, 21. Dezember. König Humbert und 
Königin Margherita verſtändigten Faure von 
ihrer Abſicht, 1900 die Pariſer Weltausſtellung 
zu beſuchen. Der König hat Paris ſeit 1864 
nicht geſehen; die Königin war überhaupt noch 
nicht in Paris. 


Arbeiterbewegung. 
In Krefeld haben die Arbeiter der Firma 
Crahnen u. Gobbers ſich auf Grund einer Lohn⸗ 
erhöhung um 10 v. H. mit der Firma verſtän⸗ 
digt und ſich auch mit einem Lohnabzug von 
18 Mark wegen des durch Niederlegung der Ar⸗ 
beit begangenen Vertragsbruches einverſtanden 
erklärt. In der Stoffbrauche iſt der Ausſtand 
damit beendet. Im Ausſtande verharren nur 
noch die Arbeiter der Sammetfabrik von Ebe⸗ 
ling u. Co. 


Stettiner Nachrichten. 
Stettin, 22, Dezember. Wir theilten kürz⸗ 
lich mit, daß der Kaiſer einen Vortrag über den 
Großſchifffahrtweg Berlin — Stets 
tin entgegengenommen habe und ſich dabei für 
die Oftlinie ansgeſprochen habe. Dieſer Aus⸗ 
ſpruch wird nun erklärlich, da dem Kaiſer in dem 
betr. Vortrage überhaupt nur über die Oſtlinie 
berichtet wurde. Ein Berliner Berichterſtatter 
meldet dazu: Herzog Ernſt Günther hatte dem 
Rete ſchon vor einigen Wochen Vortrag über 
aD d g echt ren, vn e peng des ede dug ee 
einem Abſchluß zwiſchen eußen und Belgien den Deals; > 8 Br 
hinſichtlich des neutralen Gebietes keine Rede. das Oftprojekt und den Stand der Berathungen 


b informirt zu werden. In Folge 
Oeſterrei ch· Ungarn. eſſen hatte Herzog Ernſt Günther den Schrift⸗ 
Wien, 21. Dezember. Eine im Amtsblatt 


führer des „Binnenſchifffahrts⸗Vereins für die 

wirthſchaftlichen Intereſſen des Oſtens“, Direktor 

veröffentlichte Verordnung verfügt die Vertagung] Neumann von der Viktoria⸗Speicher⸗Aktiengeſell⸗ 

des Reichsrathes. ſchaft, erſucht, vor dem Kaiſer das Oſtprojekt 

Graf Thun hat, was er wollte. Der Reichs⸗ unter Vorlegung der Pläne ꝛc. zu erläutern. 

rath hat ſeine Pflicht gethan, der Reichsrath Dies geſchah dann, wie gemeldet, in Gegenwart 
kann gehen. Nicht feierlich in der letzten 
Sitzung wurde ſeine Vertagung verkündet, viel⸗ 


des Herzogs, der Miniſter der öffentlichen Arbei⸗ 
ten und der Landwirthſchaft, ſowie des Vorſitzen⸗ 
mehr ließ der Präſident des Abgeordnetenhauſes 
die ſeiner Führung anvertrauten Volksboten mit 


den vom „Prüfungsausſchuß“, Grafen zu Stol⸗ 
der Vertröſtung in die Weihnachtsferien gehen, 


berg⸗Wernigerode. 
in der Einleitung ſeines Vortrages, daß ſchon 
er werde die nächſte Sitzung ſchriftlich anſagen 
laſſen. Er wird es nun kaum nöthig haben, 


König Friedrich Wilhelm I., ſowie Friedrich der 
Große ihre Fürſorge der größten Deichniederung 
denn der Reichsrath iſt vertagt, d. h. er hat] der Monarchie, dem Oderbruch, zugewendet haben, 
jeinen, Winterſchlaf begonnen, einen Winter: 
ſchlaf, aus dem er ſobald nicht wieder erweckt 


werden wird. Indeſſen feiert Graf Thun 
ſchmunzelnd zunächſt eine fröhliche Weihnacht 
und greift dann in die politiſche Requiſiten⸗ 
kammer, um den in neuer Glorie ſtrahlenden 


rungsprojekts vom Jahre 1880 näher. Der 


daß er ebenfalls dem Oſtprojekt den Vorzug zu 


— TE 


Direktor Neumann erwähnte 


und ging dann auf eine Beſprechung des Regie⸗ 


Kaiſer dankte Herrn Neumann nach Beendigung 
des etwa halbſtündigen Vortrages und bemerkte, 


geben geneigt ſei, da daſſelbe der Landwirthſchaft 


und Induſtrie in gleicher Weiſe hohe Vortheile 
ſichere. g 
L Es werden jetzt Nachrichten über Re⸗ 
formen im Telegraphendienſt be 
kannt, welche wohl noch mit Vorſicht aufge⸗ 
nommen werden müſſen. Man ſoll im Reichs⸗ 


poſtamt mit dem Gedanken umgehen, die Tele⸗ 


grammbeſtellung in den größeren Orten des 


Reiches einer eingehenden Reform zu unterziehen. 
Man will größere Schnelligkeit in der Zuſteklung 


der Telegramme herbeiführen und zugleich die 


bedeutenden Koſten der jetzigen Art der Zuſtellung, 


welche bekanntlich gebührenfrei erfolgt, herabſetzen. 
Als Muſter ſoll dem Vernehmen nach das be⸗ 


währte amerikaniſche Syſtem der ſogenannten 


Zeitungsjungen dienen, jedoch mit dem Unter⸗ 


ſchied, daß an Stelle der in Amerika verwendeten, 


meiſt noch ſchulpflichtigen Knaben bei uns Tele⸗ 
grammbeſteller beſchäftigt werden ſollen, welche 
995 ſtrafmündige Alter von 16 Jahren erreicht 
aben. 
Jeder Bote erhält dann zur Beſtellung nur ein 
Telegramm, während jetzt zu einem Beſtellgang 
ſtets mehrere Telegramme zuſammengeſtellt 
werden. Die Entlohnung geſchieht für das 
Stück. Die Höhe des Betrages für den Beſtell⸗ 
gaug ſoll ſich nach den jeweiligen örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen richten und ſo bemeſſen werden, daß 


der Bote bei voller Beſchäftigung den ortsüblichen 


Tagelohn erreicht. Der einzelne Bote gilt der 
Verwaltung gegenüber als ſelbſtſtändiger Unter 


nehmer und würde demnach nicht verſicherungs⸗ 
Die jetzt im Telegramm⸗Beftell⸗ 


pflichtig ſein. a 
dienſt beſchäftigten etatsmäßigen Unterbeamten 
und Poſthülfsboten würden bei der Einführung 


des beſchriebenen Syſtems in den verantwortungs⸗ 


En. Stellen des Poſtdienſtes Verwendung 
nden. 
* In der Germania⸗Apotheke auf der Ober⸗ 


wiek entſtand geſtern Abend ein unbedeutender 


Brand, der alsbald gelöſcht wurde. Die 
Feuerwehr war zur Stelle. 
* Verhaftet wurde hier der von den 


Behörden zu Güſtrow wegen verſchiedener 


Strafthaten ſteckbrieflich verfolgte Arbeiter Wilh. 


Knobloch. 

* Ju letzter Zeit find hier auf Grund von 
Bettelbriefen mehrfach und zum Theil erhebliche 
Almoſen erſchwindelt worden. Die Polizei iſt 


zwei verdächtigen Perſonen auf der Spur und⸗ 


werden Perſonen, welche dem beregten Schwin⸗ 
del zum Opfer gefallen ſind, gebeten, dies der 
Polizei ſchleunigſt anzuzeigen. 
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Kreistagsſitzung. 
* Stettin, 22. Dezember. 

Im Kreishauſe hierſelbſt fand heute Mittag 
eine Sitzung des Kreistages für den Kreis 
Randow ſtatt, den Vorſitz führte Herr Landrath 
v. Manteuffel. An Stelle des Herrn Hof⸗ 
lieferant E. Koch iſt Herr Apotheker Windel 
zum Kreistagsabgeordneten für Grabow gewählt 
worden, das neue Mitglied wird vom Vorſitzenden 
herzlich bewillkommnet. — Der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe wird auf die ordnungsmäßig geprüfte Rech⸗ 
nung des Etatsjahres 1897—98 Entlaſtung er⸗ 
theilt. — Für den verſtorbenen Herrn General⸗ 
Landſchaftsdirektor v. d. Oſten⸗Blumberg, deſſen 
Andenken die Verſammlung durch Erheben von 
den Plätzen ehrt, wird Herr Kammerherr von 
der Oſten⸗Penkun zum Kreisdeputirten auf 
die Wahlperiode vom 1. Januar 1898 bis bahin 
1904 und zum Mitglied des Kreisausſchuſſes auf 
die Wahlzeit 1898--1903 berufen. — Die Erſatz⸗ 
wahl für ausgeſchiedene Mitglieder der Pferde⸗ 
Muſterungskommiſſionen im 4. und 9. Bezirk 
wird den Vorſchlägen des Kreisausſchuſſes ent⸗ 
ſprechend vollzogen, ebenſo die Neuwahl von 


Schiedsmännern für die Landbezirke 16 und 
23, ferner die Neuwahl von 10 Sach⸗ 
verſtändigen und 10 Erſatzmännern für die 


Abſchätzung der im Falle einer Mobilmachung 
in Anſpruch zu nehmenden Leiſtungen (auf die 


Zeitdauer von 1899 bis einſchließlich 1901) 
ſowie endlich die Wahl von 12 Sach⸗ 
verſtändigen und 12 Erſatzmännern für 


die Abſchätzung der Flurſchäden (auf die bei⸗ 
den Jahre 1899 und 1900). Aus dem 
Wegebaufonds werden als Beihülfen be⸗ 
willigt 500 Mark für die Gemeinde Duchow zum 
Ausbau eines Zufuhrweges nach dem Bahnhof 
Jaſenitz und 6325 Mark für die Gemeinde 
Podejuch zu umfangreichen Straßenpflaſterungen, 
vertheilt auf drei Jahre. — Der Kreistag willigt 
in die Uebernahme der dauernden Unterhaltungs⸗ 
verpflichtung auf den Kreis der Provinz gegen⸗ 
über bezüglich des von der Gemeinde Stöwen 
auszubauenden Verbindungsweges vom Dorfe 
nach dem Bahnhof Stöwen, ferner bezüglich der 
von den Gemeinden Nemitz und Wuſſow ſowie 
von dem Gute Eckerberg auszubauenden Land⸗ 
ſtraße von Nemitz nach Wuſſow im Anſchluß an 
die Stettin⸗Warſower Landſtraße bei dem Schieß⸗ 
park der Stettiner Schützenkompagnie der Bürger. 
— Mit der Verwaltung des Amtsbezirks Jaſenitz 
iſt nach dem Ableben des ſeitherigen Amtsvor⸗ 
ſtehers Herrn Zitelmann Herr Bürgermeiſter 
Zingler⸗Pölitz betraut worden. Der Kreis⸗ 
tag erklärt ſich mit dieſer Maßnahme einver⸗ 
ſtanden. — Sodann hatte der Kreistag ſich noch mit 
der Eingemeindung von Gra bo w, Bre⸗ 
dowund Nemitz in den Stadtbezirk Stettin 
zu beſchäftigen. Die Angelegenheit iſt bereits im 
Kreisausſchuß zur Erörterung gelangt und richtet 
Letzterer an den Kreistag das Erſuchen, namens 
des Kreiſes Randow gegen die Eingemeindung 
der Landgemeinden Bredow und Nemitz in die 
Stadt Stettin Verwahrung einzulegen und bei 
dem Miniſter des Innern zu beantragen: 
e den Geſetzentwurf, durch welchen die 
uſammenlegung von Grabow, Bredow und 
Nemitz mit der Stadt Stettin ausgeſprochen 
wird, nicht zur Vorlage der geſetzgebenden Kör⸗ 
perſchaften zu bringen, eventualiter die Vorlegung 
des Geſetzentwurfs ſolange hinauszuſchieben, bis 
auf dem geſetzlichen Wege eine Auseinander⸗ 
ſezung zwiſchen den betheiligten Kommunalver⸗ 
bänden ſtattgefunden hat. In der Begründung 
dieſes einſtimmig gefaßten Beſchluſſes wird aus⸗ 
geführt, der Kreis Randow ſei mit dem Aus⸗ 
ſcheiden der Stadt Grabow aus dem Kreisver⸗ 
bande ſtets einverſtanden geweſen, weil er aner⸗ 
kennen mußte, daß die örtliche Lage Grabows 
auf eine Vereinigung mit Stettin hinwies, und 
er eine unverhältnißmäßig große Beeinträchti⸗ 
gung ſeiner finanziellen Leiſtungsfähigkeit nicht 
zu befürchten brauchte. Die Stadt Stettin dagegen 
wünſche gleichzeitig die Landgemeinde Bredow zu ge⸗ 
winnen, welche in dem gut fundirten und 
blühenden Etabliſſement „Vulkan“ ein vor⸗ 
treffliches Steuerſubjekt beſitzt, ſowie die Land⸗ 
gemeinde Nemitz, welche mit ihrem neueren, von 
der eigentlichen alten Landgemeinde Nemitz jetzt 
klar zu den Bahndamm Stettin⸗Jaſenitz ge⸗ 
trennten Theile, allerdings unmittelbar und ohne 
ſichtbare äußere Grenze, an den Stadtbezirk 
Stettin anſtößt. Der Kreis würde ſich auch mit 
der Umgemeindung dieſes zuletzt erwähnten 
Theiles von Nemitz, ſowie mit der Umgemeindung 
von Unterbredow einverſtanden erklären, da in⸗ 
„en die Weſchlußfaſſung der betheiligten Ger 


3 


gegen das ganze Projekt richten. 


ziellen Intereſſen des Kreiſes ins Feld. 
Der Beſtelldienſt foll zentralifirt werden. 


meinden nur auf die Eingemeindung von ganz 
Bredow und ganz Nemitz gehe und auch gute 


Gründe dafür ſprächen, daß Stettin einer Zu⸗ 


legung von Unterbredow und nur eines Theils 
von Nemitz nicht ohne Weiteres zuſtimmen 
würde, jo müſſe ſich der Proteſt des Kreiſes 
Der Kreis⸗ 
ausſchuß behauptet, daß die Abtrennung vom 
Kreisverbande nicht im öffentlichen, ſondern nur 
im Intereſſe der Stadt Stettin und gegen das 
Intereſſe des Kreiſes Randow und ſogar zum 
großen Nachtheil veſſelben geſchehen ſoll. Sodann 
wird auf die ſcharfe örtliche Trennung zwiſchen 
Grabow und Oberbredow hingewieſen und der 
Befürchtung Ausdruck gegeben, daß die Ein⸗ 
gemeindung von Oberbredow ein Weitergreifen 


auf Züllchow und Bollinken nach fi 
ziehen werde. Weiter führt der Kreis⸗ 
Ausſchuß für ſeine ablehnende Haltung die finan⸗ 


Von 
den im laufenden Jahre an Kreisabgaben ins⸗ 
geſamt aufgebrachten 300,848 Mark entfallen auf 
die Ortſchaften Grabow, Bredow und Nemitz zu⸗ 
ſammen 84 167 Mark oder rund 28 Proz., auf 


Bredow und Nemitz allein bei 56 280 Mark: 


Kreisabgaben 18,7 Proz. Der Kreisausſchuß be⸗ 


rechnet den durch den Ausfall von Bredow und 


Nemitz entſtehenden Mehrbedarf auf 7,5 bis 9,5 
Proz., alſo auf etwa 25 Proz. des bisherigen 
Bedarfs. Einen weiteren Verluſt erleide der 
Kreis durch die Verlegung des 11 500. Mark 
Pacht bringenden Bredower Chauſſeehauſes. Wenn 


der Proteſt des Kreiſes gegen die Einverleibung 


der mehrgenannten drei Ortſchaften ohne Wirkung 
bleiben ſollte, ſo glaubt der Kreis mindeſtens 
Anſpruch darauf zu haben, daß die Art und die 
Höhe der Abfindung vor der Eingemeindung feſt⸗ 


geſetzt werde, weil die Sachlage hier, wo mehr 


als 30 000 Einwohner aus dem Kreiſe ausſchei⸗ 
den ſollen, nicht weſentlich anders iſt als in dem 
Falle, in welchem eine Stadt als Stadtkreis aus 
dem Landkreiſe ausſcheidet. Bei Ablehnung des 


Prinzipalantrages würde ſomit, nach Anſicht des 


Kreisausſchuſſes, dem Eventualantrag unbedingt 
Folge gegeben werden müſſen. — Herr Landrath 
von Manteuffel berichtet in Kürze über 
den Gegenſtand, wobei er ſich auf die Vorlage, 
des Kreisausſchuſſes bezieht; er theilt ferner mit, 
daß am letzten Sonnabend eine Konferenz 
zwiſchen Vertretern der Regierung, des Kreiſes 
und der Stadt Stettin ftattgefunden habe, um 
über die bei der Abfindung des Kreiſes 
zu beobachtenden Normen eine Verſtändi⸗ 
gung zu erzielen. Das Ergebniß dieſer 
Berathungen gipfelt in einer Reihe von 
vorläufigen Beſchlüſſen, denen bindende Kraft 
wohl noch nicht beizumeſſen iſt. — Die Debatte 


eröffnet Herr Direktor. Sieber Bredow, der F 


ſich bitter über die Zurückſetzung dieſer Gemeinde 
beim Zuſtandekommen der Einigungsvorlage be⸗ 
klagt, Bredow habe nicht darauf Anſpruch 
gemacht, über den Werth taxirt zu werden, 
aber es ſei nicht auch entfernt nach 
dem Werth abgeſchätzt worden. Herr 
Direktor Stahl ⸗Bredow tritt dieſer Auffaſſung 
lebhaft entgegen. Der Gemeinderathsſitzung vom 
7. September, in welcher die von Seiten der 
Gemeinde Bredow bei der Inkorporirung auf⸗ 
zuſtellenden Bedingungen feſtgeſtellt wurden, habe 
er leider nicht beiwohnen können, ſonſt würde 
er ſofort gegen dieſe abſolut unannehmbaren 
Forderungen Stellung genommen haben. Gegen⸗ 
über der Undurchführbarkeit der gefaßten Be 
ſchlüſſe falle deren einſtinnnige Annahme nicht 
ins Gewicht. Als Gemeindevertreter von 
Bredow habe er aus voller Ueberzeugung 
für die Eingemeindung Stellung genommen, 
weil er meine, daß die kleinere Ortſchaft durch 
den Anſchluß an ein größeres G cen nur: 
gewinnen könne. Bleibe Bredow allein, jo wür⸗ 
den in abſehbarer Zeit die Steuern erheblich 
ſteigen müſſen, mehr vielleicht als bei der Vor⸗ 
belaſtung im Fall der Inkorporirung. Letztere 
ſtelle dafür jedoch nach dem kurzen Zeitraum von 
zehn Jahren Bredow mit Stettin auf die gleiche 
Stufe. Die Steuerkraft der Gemeinde Bredow 
ſei weſentlich baſirt auf der Rentabilität des 
„Vulkan“, deſſen Unternehmungen ſich gegen⸗ 
wärtig als recht nutzbringend erwieſen, man wolle, 
aber nicht vergeſſen, daß den fetten Jahren die 
mageren unweigerlich folgen und daß es gut ſei, 
für die Zukunft Vorſorge zu treffen, damit dann 
eine gemeinſame Laſt ſtärkeren Schultern auf⸗ 
erlegt werden könne. Redner weiſt darauf hin, 
daß bereits ſeit geraumer Zeit der Plan beſtehe, 
eine Filiale des „Vulkan“ an der Nordſee zu 
gründen, als Vertreter dieſes Werkes habe er 
daher kaum ein erhebliches Intereſſe an der 
Eingemeindung, für die Ortſchaft Bredow 
dagegen bedeute dieſelbe zweifellos einen 
Fortſchritt. Dieſer Ueberzeugung hätten in der 
gemeinſamen Konferenz aller betheiligten Regie⸗ 
rungs⸗ und Gemeindeorgane auch die mit ihm 
von der Bredower Gemeindevertretung entſandten 
Delegirten durch ihre Abſtimmung Ausdruck ge⸗ 
geben. Es ſei immer der Vortheil des Kleine⸗ 
ren, wenn er ji einem Größeren anſchließe, das 
ſei der geſunde Gedanke, welcher zur Wiederver⸗ 
einigung aller deutſchen Stämme geführt habe 
und der auch im vorliegenden Eingemein⸗ 
dungs entwurf eine Bethätigung erfahren. 
Nach einer Entgegnung des Herrn Direktor 


Sieber tritt Herr Dieſtel⸗Stolzenburg für]! — 


den Autrag des Kreisausſchuſſes ein. — Herr 
Dr. Goslich⸗Züllchow legt die Gründe dar, 
welche dieſe Gemeinde veranlaßt haben, auf 
eine Aufrage Stettins bezüglich ihrer Ge⸗ 
neigtheit zur Eingemeindung abſchlägig zu 
antworten. Herr Pretzer⸗Grabow 
vertheidigt die Eingemeindungsvorlage, 
Herr Schl 


Stargard, 21. Dezember. 
Vermögen des Kaufmanns Otto Thiele Hierfelbft 
iſt das Konkursverfahren eröffnet. Anmeldefriſt 


Ueber das 


31. Januar. 

+ Greifswald, 21. Dezember. Der hieſige 
Magiſtrat hat eine Vorlage wegen Erbauung von 
Arbeiterwohnungen ausgearbeitet, weil ſich hier 
ein erheblicher Mangel an kleinen Wohnungen 
herausgeſtellt hat. In der geſtrigen Stadt⸗ 
verordneten⸗Sitzung verurſachte die Vorlage eine 
lebhafte Dabatte, ſchließlich wurde die Berathung 
en in einer beſonderen Kommiſſion be⸗ 
j en. 

r* Kolberg, 21. Dezember. Während 
hier Jedermann, beſonders die Geſchäftsleute, auf 
etwas Froſt warten, wurde unſere Gegend geſtern 
Abend durch ein ziemlich ſtarkes Gewitter übers 
raſcht, welches mit Schnee und Hagel verbunden 


war. Heute iſt endlich etwas Froſt eingetreten. 


’ Gerichts⸗Zeitung. 
Stettin, 22. Dezember. Vor der erſten 
Strafkammer des hiefigen Landgerichts 


rmann Albert Kuwalski aus 
wegen Brandſtiftung und groben Unfugs zu ver⸗ 
antworten. 
gerathen, an den im Laufe des Jahres 1898 in 
Gartz vorgekommenen Scheunenbränden betheiligt 
zu ſein. Eine Unterfuchung hat darüber ge⸗ 
ſchwebt, doch iſt es in der Mehrzahl aller Fälle 
nicht möglich geweſen, einen Schuldbeweis zu er⸗ 
bringen und iſt ſchließlich die Sache darauf zu⸗ 
ſammengeſchrumpft, daß K. nunmehr beſchuldigt 
wird, am 12. Auguſt d. J. eine Scheune des 


n ſich geſtern der 18 Jahre alte we 
He 


ch Jae Fritz in Brand geſteckt zu haben. 


erner behauptet die Anklage, K. habe am 24. 
eh 1898 in einer Scheuer des väterlichen 
eſitztums Veranſtaltungen getroffen, welche 
den Anſchein erwecken ſollten, als ob dort 
Brand gelegt worden ſei, dies würde ſich als 
grober Unfug qualifiziren. Das ganze Verhalten 
des Angeklagten machte einen ſo merkwürdigen 
Eindruck, daß begründete Zweifel an ſeiner Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit entſtanden und beſchloß das 
Gericht, nach Anhörung des Herrn Kreisphyſikus 
Medizinalrath Dr. Schulze, die Sache zu ver⸗ 
tagen und Kuwalski auf ſechs Wochen zur 
Beobachtung ſeines Geiſteszuſtandes 
Irrenanſtalt Ueckermünde zu interniren. 
— Welcher Miether darf ein Telephon an⸗ 
legen laſſen? Eine Fernſprechangelegenheit, die 


für weitere Kreiſe von Intereſſe iſt, wird im 


Grundeig.“ von juriſtiſch⸗ſachverſtändiger Seite 


behandelt. Ein Miether eines Hauſes wünſchte 


Telephonanſchluß, der Hauswirth aber weigerte 
ſich, die von der Oberpoſtdirektion für ſolche 


Fälle aufgeſtellte Grundbedingung zu erfüllen, 


d. h. den Vertrag zu unterſchreiben, wonach die 
Aufſtellung der Geſtänge anf dem Dache des 
Hauſes geſtattet wird. Aus dieſem Grunde er⸗ 


verlangen. 


Offene Stellen 
für Militärauwärter im Bezirk des 2. Armee⸗ 
korps. 1. April 1899, kaiſerl. Ober⸗Poſtdirektions⸗ 


bezirk Köstin, Beſchäftigungsort wird bei der 
Einberufung beſtimmt, Landbriefträger, jährlich 


700 Mark Gehalt und 60 bis 144 Mark Woh⸗ 


nungsgeldzuſchuß, Gehalt ſteigt bis 900 Mark. — 


Bremen, 21. Dezember. [Schiffsbewegungen 
des Norddeutſchen Lloyd.] „Kaiſer Wilhelm II.“ 


19. Dezember von Newyhork nach Genua abge⸗ 


gangen. „Kaiſer Wilhelm der Große“ 20. Dez. 
in Newyork angekommen. „Prinz⸗Regent Luit⸗ 
pold“ 20. Dez. Hurſt Caſtle paſſirt. „Trier“ 
20. Dez. von Oporto abgegangen. „Saale“ 20. 
Dezember von Southampton nach Bremen weiter⸗ 
gegangen. „Gera“ 20. Dez. in Bremerhafen an⸗ 
gekommen. 

angekommen. 
hafen angekommen. „Ems“ 20. Dez. in Genua 
angekommen. „Karlstuhe“ 20. Dezember Lizard 
paſſirt. 


Vermiſchte Nachrichten. 
— Auf dem Schloſſe Cintra bei Liſſabon 
liegt eine Dame im Sterben, deren Schickſal 
einſt die ganze Welt beſchäftigte: Eliſe Hensler, 
1836 als Kind ſchlichter Leute in Boſton ge⸗ 
boren, am Tage vor ihrer Vermählung mit 
König Ferdinand von Portugal durch deſſen 
Bruder, den Herzog von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, 
zur Gräfin von Edla erhoben. Eliſe Hensler ge⸗ 
hörte dem hiſtoriſchen Chor der Parkſtraßenkirche 
zu Boſton an, deren reiche Gemeinde die ſchöne, 
tugendhafte und begabte Sängerin auf ihre Koſten 


einem Rufe an das königliche Opernhaus in 
Liſſabon, wo ſie im Jahre 1862 bei ihrem erſten 


das Herz des im Jahre 1853 durch den Tod 
der Königin Maria II. da Gloria verwittweten 
Königs Ferdinand. Ferdinand hatte die bisher 
für ſeinen unmündigen Sohn geführte Regent⸗ 


ſchaft bereits am 16. September 1855 niederge⸗ 


legt. Die Gemahlin ſeines Sohnes, des Königs 
Pedro V., Maria da Pia, war Trauzeugin bei 
der am 10. Juni 1862 ſtattgefundene Vermäh⸗ 
lung der Gräfin von Edla mit ihrem Schwieger⸗ 
vater und küßte die junge Fran in der Kirche 


vor aller Welt. Die Ehe war ein durch nichts 


getrübtes Glück, das erſt mit dem am 15. 
Dezember 1885 erfolgten Tode des Königs 
Ferdinand, eines mehr für alle Künſte denn für 
irgend welche Hiaategeſcchre begeifterten Man⸗ 
nes, ein vorzeitiges Ende fand. Seit den 13 
Jahren lebt die Gräfin in ſtiller Abgeſchiedenheit. 
Wien, 21. Dezember. Ueber das Vermö⸗ 
gen des bekannten Naturphiloſophen und Malers 
ieffenbach iſt der Konkurs verhängt worden. 


Gartz a. O. 
Der Angeklagte war in den Verdacht Sch 


in der b 


150er amtlich 59,00. 


„Dresden“ 20. Dez. in Bremerhafen 
„Pfalz“ 20. Dezember in Bremer⸗ 


in Paris und in Italien ausbilden ließ. Sie] 
kehrte in ihr Vaterland zurück, ſang in Newyork, b. 
aber niemals in Boſton, und folgte ſodann] B. 


Auftreten als Amina in Bellinis „Somnambule“ 
die Herzen aller Zuhörer gewann, inſonderheit 


Stůdtiſcher Via hhof 
Stettin, 22. Dezember. (Original⸗Bericht.) 
Auftrieb: Wochen⸗Bericht bis Mittwoch Abend: 
258 Rinder, 369 Kälber, 500 Schafe, 1002 
Schweine, 1 Ziege. Donnerſtag bis Mittags 
12 Uhr: 34 Rinder, 131 Kälber, 70 Schafe, 245 
weine. 
Bezahlt wurden für 50 Kg. (100 Pfund 
Schlachtgewicht: 5 ling 
Rinder: Ochſen a) vollfleiſchige, aus⸗ 
gemäſtete, höchſten Schlachtwerths, höchſtens 
7 Jahr alt — bis > b) junge 
und 


5 N : a) feinſte 
und beſte Saugkälber 61 


chweine: a) vollfleiſchige der feineren 
Raſſen und deren Kreuzungen im Alter bis zu 
1¼ Jahr 56 bis 57, b) fleiſchige Schweine 54 bis 55, 
e) gering entwickelte 52 bis 53, d) Sauen 50 
bis 51, e) Eber — bis —. 
Verlauf und Tendenz: 
Kälber und Schweine werden glatt geräumt. 


Der Rindermarkt verlief ſchleppend. Nach Ham⸗ 
meln war wenig Nachfra 


Wetter: Bewölkt. 
Temperatur ＋ 2 Grad Reaumur. Barometer 


Stettiu, 22. Dezember. 


772 Millimeter. Wind: W. 
Spiritus per 100 Liter à 100 % loko 70er 
38,90 bez. 


Berlin, 22. Dezember. In Getreide ꝛc. 
fanden keine Notirungen ſtatt. 
Spiritus loko 70er amtlich 40,00, loko 


London, 22. Dezember. Wetter: Fehlt. 


Berlin, 22. Dezember. Schluß ⸗Kourſe. 


Preuß. Conſols 4% 101,30 London kurz 204,05 
do. do. 3 ½% 101,50 London lang 202,35 
do. do. 3% 94,70 Amſterdam kurz 
Dtſch.Reichsanl. 30% 5 


i aris kurz 80,85 
Mans den 0 


Belgien kurz 80,50 
0. 0. 9 91,40 Berl. Da hlen 129,00 
do Neul. Pfd. 3¼ % * 
30% neuländ. Pfobr. 


Nene 5 p. 
PT (Stettin) 108,75 
Centrallandſchaft⸗ Chamotte⸗Fabr. A.⸗G. 
Pfandbr.3½% 
0. 30% 
Italieniſche Rente 


vorm. Didier 
do. 3% Eiſb.⸗Obl. 


90,60 „Union“, Fabrechem. 
Produkte 
58,75 
Ungar. Goldrente 101,50 
um. 1881er am. 


VarzinerPapierfabr. 199,10 
Rente 100,80 


Stöwer, Nähmaſch. u. 
Serb. 4% 95ergiente 61,60 
Griech. 5% Goldr. 


d 

4% Hamb.Hyp-Bant 
b. 1900 unk. 100, 

3½% gamb. Hyp.⸗B. 
unk. b. 1905 

Ste 


Disc.⸗Commandit 196,75 
Oeſterr. — zn 
Dynamite Truſt 8 
Bochumer Gußſtahlf. 226,10 
Laurahütte 215,25 
Harpener 
Hibernia, Bergw.⸗ 
b Geſellſchaft 
Dortmunder Union 
Littr. C. 
Oſtpreuß. Südbahn 
f e gr 
n 
Norddeutſcher Lloyd 113,60 
ombarden 
Franzoſen 


97,50 
„N 


97,40 
93,70 


Litir. B. 224,10 
Stett. Vulc.⸗Prior. 225,25 
Stett. Straßenbahn 166,25 
Petersburg kurz 215,00 Luxemburg. Prince: 
Warſchau kurz 215,85 Henribahn 
Tendenz: Abſchwächend. 


102,60 


Paris, 21. Dezember, Nachmittags. (Schluß⸗ 
Kourſe.) Feſt. 


EUR Nu . Anl. 69s 100,70 „ 
4% Ruſſen (neue asceeneeee A ge 95,65 
3% nde e ‚00° 
4% Spanier äußere Anleihe .. 46,45 45,40 
Convert. Türken tes]. 22,901. 1:22,92 
Türkische Looſe . 110,70 110,70 
4% türk, Pr.⸗Obligationen —— 479,00 
Tabacs Otiomm —.— 268,00 
4% ungar. Goldrente 102,65 102,95 
Meridional⸗Aktien . 688,00 688,00 
Oeſterreichiſche Staatsbahn . . 787,00 782,00 
ombarden e e D 
ee e ne 3850 3830 
Bde: Dane cu 0 2 968,00 964,00 
Banque ottomane 552,00 551,00 
Credit Lyonnais . 864, 865,00 
meer). „ 6 seh ll i 681,00 
Langl. Estrat .. au 101,50 100,00 
Rio Tinto-Mltien na enen 779,00 774,00 
Nobinſon⸗Aktien nenn. 232,00 | 231,00 
Sueztanal:Altien oce.oseren.-. „ 3615 
Wechſel auf Amſterdam kurz ... 20,80 2 
do. auf deutſche Plätze 3 M.. 122/00 1 70 
do. auf Italien 7,25, 1. Ban 
do. auf London kurz . ı 25,23% — g 
Cheque auf London 25,26 67 277 
do. auf Madrid kurze . 360,50 | 870,00 
do. auf Wien kurz 207,62 207.62 
Huanchaca . 43,00 45,00 
Pripaldiskont . nenne N fe 
mburg, 21. Dezember, Nachm. 3 Uhr. 


(Nachmittags bericht.) Good average 

0. G., per März 32,75 
G., per Mai 33,25 per September 
34,00 G. 


G 
amburg, 21. Dezember, Nachm. 3 Uhr. 


Kaffee. 
Santos per Dezember 32,0 


br 


168,50] 


435,50 
144,00 


ahrrad⸗Werke 162,00 

„ibn. — 9,00 
tt. Stdtanl.3½% —,— 
Ultimo⸗Kourſe: 


Berl. Handels⸗Geſ. 166,80 


177,50 
196,800 


as 
81,25 


154,50 


i 1 erg t.) Riiben-NRohzuder | 
I. Prod. Baſis 88 pCt. Rendement, neue Ufance,, 
frei an Bord Hamburg, per Dezember 9,77 ½, ergeben. 


ber Jannar 9,72½, per Mürz 9,75, per 
Mai 9,82 ½, per Auguſt 10,00, pet Oktober 
9,45. Ruhig. 

Bremen, 21. Dezember. (Börſen⸗Schlaſzber.) 
Raffinirtes Petroleum. [Offizielle Notirung der 
Bremer Petroleum ⸗Börſe.! Loko 7,05 B. 
Schmalz matt. Wilcor 27¾ Pf., Armour ſhield 
27% Pf., Cudahy 28¾ Pf., Choice⸗Grocery 285 
Pf., White label 28 Pf. — Speck ruhig. 
Short clear middl. loko 27 Pf. Reis 
ſtetig. — Kaffee feſt. — Baumwolle ſchwach. 
Upland middl. loko 29¼ Pf. 

Amſterdam, 21. Dezember. 


Bancazinn 


Amſterdam, 21. Dezember. Java⸗Kaffee 
good ordinary 32,50. 

Amſterdam, 21. Dezember, Nachm. Ge⸗ 
treidemarkt. Weizen auf Termine höher, per 
März 180,00, per Mai 181,00. Roggen loko 
D, do. auf Termine unv., per März 146,00, per 
Mai 139,00. Rüböl loko 24,50, per Mai 8. 

Antwerpen, 21. Dezember, Nachm. 2 Uhr. 
Petroleum. (Schlußbericht.) Raffinirtes Type 
weiß loko 19,62 bez. u. B., per Dezember 
19,62 B., per Januar 19,62 B., per März 19,75 
B. Feſt. g 

Schmalz per Dezember 67,50. 

Paris, 21. Dezember. Getreidemarkt. (Schluß⸗ 
bericht.) Weizen feſt, per Dezember 20,75, 


ge per Januar 20,75, per Januar⸗April 21,10, per 


März⸗Juni 21,40. Roggen ruhig, per Dezember 
14,60, per März⸗Juni 14,35. Mehl feſt, per 
Dezember 45,65, per Januar 44,85, per Januuar⸗ 
April 45,00, per März⸗Juni 45,30. Nübdt 
ruhig, per Dezember 50,25, per Januar 50,25, 
der Januar⸗April 50,75, per Mai⸗Auguſt 51,25. 
Spiritus ruhig, per Dezember 44,50, per Januar 
44,25, per Januar⸗April 44,50, per Mai⸗Auguſt 
44,50. — Wetter: Kalt. 

Paris, 21. Dezember. (Schluß.) Rohzucker 
ruhig, 88 pCt. loko 28,75 bis 29,50. Weißer 
Zucker matt, Nr. 3 per 100 Kilogramm per 
Dezember 29,50, per Januar 29,75, per März⸗ 
Juni 30,50, per Mai⸗Auguſt 30,87. 

Havre, 21. Dezember, Vorm. 10 Uhr 30 Min. 
(Telegramm der Hamburger Firma Peimann, 
Ziegler & Co.) Kafiee good average Santos 
per Dezember 39,25, per März 39,75, per 
Mai 40,50. Behauptet. 

London, 21. Dezember. Chili⸗Kupfer 55,75, 
per drei Monate 56½¼46. 

London, 21. Dezember. Kupfer Chilibars 
an ordinary brands 55 Lite. 17 Sh. 6 d. 
inn (Straits) 82 Lite. 18 Sh. — d. Zink 
23 Ltr 17 Sh. 6 d. Blei 13 Lſtr. 2 Sh. 

Roheiſen Mixed numbres warrants 
Sh. 2 d. j 


London, 21. Dezember. Spaniſches Blei 
13 Lſtr. — Sh. — d. bis 13 Lſtr. 2 Sh. 6 d. 
London, 21. Dezember. 96% Javazucker 
loko 11,75 ruhig, Rüben⸗Rohzucker loko 9 Sh. 
8 d. Käufer matt. 
u, 21. Dezember. Getreidemarkt. 
Weizen träge, Mehl matter in Folge großer Zus 
fuhren, Stadtmehl 25—31 Sh. Mais feſt aber 
ruhig, Gerſte feſt. Von ſchwimmendem Getreide 
Weizen träge, Gerſte feſt, Mais ruhig, gemiſch⸗ 
ter amerikaniſcher ſtetiger. 

Fremde Zufuhren ſeit letztem Montag: 
Weizen 51 820, Gerſte 8060, Hafer 56 810 
Quarters. 

SGlasgow, 21. Dezember. (Schluß.) Roh⸗ 
eiſen. Mixed numbers warrants 49 Sh. 4½ d. 
Warrants Middlesborough III. 44 Sh. 3 d. 

Netwyork, 21. Dezember, u 6 Uhr. 

1. 0 


Baumwolle in Newport. | 54/16 51/16 


do. Lieferung per Januar. —— 5,43 

do. Lieferung per März.. —,— | 5,48 

do. in Neworleans 5/16 5,25 
Petroleum, raff. (in Caſes) 8,25 8,25 

Standard white in Newyork 7,50 7,50 

do. in Philadelphia.. 7,45 7,45 

Credit Calances at Oil City . 119,00 119,00 
Schmalz Weſtern ſteam. 5,35 5,32 ½ 
do. Rohe und Brothers. 5,50 5,50 
Zucker Fair refining Mosco⸗ 

udo ee e e er 3,87 3,87 
Weizen ſeetig. 
Rother Winterweizen loko . | 77,87 | 76,75 
iner Dedember 74,62 73,50 
ber Januaeee —.— — 

per Mäss . ann 75,87 74,50 

ber Mane e e un 72,50 71,50 
Kaffee Rio Nr. 7 loko . 6,87 6,87 

Ver: S - Wire eis 5,85 5,85 

per BR u 6,05 6,05 
Mehl (Spring⸗Wheat eclears) 2,75 | 2,75 
Mais ſtramm, 

per Dezember 41,37 40,25 
per is. e A — (—— 

Der Mann d e 41,37 40,25 
Runter. u. “0: . 13,00 12,87½ 
Nine de 110 550 550 
Getreidefracht nach Liverpool 3,50 3,50 

Chie 21. Dezember. 
nr 21. 20. 

Weizen ſtramm, Dezember. | 66,50 65,50 

per antut,. , en 68,37 67,00 
Mais ſtramm, per Dezember 35,25 | 34,37 
Pork per Januar 9,42½ 9,37 ½ 
Spock ſhort clear 4,87hl 4,87½ 

Waſſerſtand 


* Stettin, 22. Dezember. Im Revier 6,03 
Meter = 19“ 2“%¼ 
Telegraphiſche Depeſchen. 
mber. Seit geſtern geht 
! 828 ſei in 
tt gefeſſelt; er 
ſoll eine geführliche Stichwunde durch die Lenden 
jemand erlangt Zutritt zu 
alle Nachfragen über ſeinen 
werden mit dem Beſcheid 


er leide an Lungenkrankheit. 
„22. Dezember. Ein Redakteur des 


ſtattfinden Der Vertreter 
ſagte, der Herzog von Orleans werde ſich 
niemals erniedrigen, ſolche Nachricht zu de⸗ 
mentiren. Alles, was man ſagen kann, iſt, 
daß die Meldung eine Verleumdung ſei und von 
den Gegnern des Herzogs in die Welt geſetzt 
wurde. 4 

Die Hausſuchungen, die bei einem der 5 
Verhafteten der Spionage verdächtigen Perſonen 
vorgenommen wurden, haben zur Entdeckung eines 
Briefes geführt, der von einem deutſchen Agenten 
herrührt, und worin dieſer ſich beklagt, daß man 
ihm nur Schriftſtücke ohne jeden Werth liefere. 
Die Subſkriptionsliſte der „Libre parole“ 
für die Wittwe Henrys hat bisher 87 569 Franks 


